Extra⸗ Blatt 


zum 
Amtsblatt Nro. 31. der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 28. Juli 1884. 


Anweiſung 
zur Ausführung des Geſetzes über die eingeſchriebenen Hülfskaſſen vom 7. April 1876 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 125) in der Faſſung des Geſetzes vom 1. Juni 1884 
(Reichs⸗Geſetzblatt S. 54). 


Zur Ausfuhrung des Geſetzes über die eingeſchrie⸗ 
benen Hülfskaſſen vom 7. April 1876 mit den durch 
das Geſetz vom 1. Juni 1884 angeordneten Abände⸗ 
rungen deſſelben wird unter Aufhebung der Anweiſung in § 27 Abſatz 2 der Kreisordnung für die 
vom 15. Mai 1876 Folgendes beſtimmt: | Provinz Hannover benannten, von dem Magiſtrate, 
1. a) Die in dem Geſetze den höheren Verwaltungs im Uebrigen von dem Landrathe, in höherer In⸗ 

behörden überwieſenen Geſchäfte werden, ſoweit ſtanz von dem Regierungs-Präſidenten wahr⸗ 
nicht die Zuſtändigkeit durch die 88 141, 142, genommen. 

161 Abſatz 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 2. Der Gemeindevorſtand, welchem das Statut 
1. Auguſt 1883 geregelt iſt, von dem Regierungs⸗ einer Kaſſe behufs Erwirkung der Zulaſſung eingereicht 
präſidenten, für den Stadtkreis Berlin von dem wird (§ 4 Abſatz 1), hat darüber ein Protokoll aufzu⸗ 
Oberpräſidenten wahrgenommen. nehmen, welches den Tag der Einreichung, den Namen 

In den Provinzen Poſen, Schleswig⸗Hol⸗ der Kaſſe und den Namen und Wohnort der das Statut 
ſtein, Hannover, Heſſen⸗Naſſau, Weſtfalen und einreichenden Perſonen ergiebt. 
der Rheinprovinz werden dieſe Geſchäfte, fo lange Dieſes Protokoll iſt mit den beiden eingereichten 
daſelbſt das Geſetz über die allgemeine Landes: Exemplaren des Statuts ungeſäumt der höheren Ver⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 und das Zus waltungsbehörde zu überſenden. 
ſtändigkeitsgeſetz vom 1. Auguſt 1883 noch nicht 3. Die höhere Verwaltungsbehörde hat die bei 
in Kraft geſetzt find, von den Regierungsabthei- ihr eingehenden Statute einer Prüfung zu unterziehen, 
lungen des Innern und von den Landdroſteien welche darauf zu richten iſt, 
wahrgenommen. az) ob das Statut formell vollſtändig iſt ($ 3 
Unter der Bezeichnung „Gemeindebehörden“ ſind Nr. 1 bis 9), 
diejenigen Behörden zu verſtehen, welche nach 1) ob der Inhalt der einzelnen Beſtimmungen des 
den in den einzelnen Landestheilen geltenden Ge⸗ Statuts den Vorſchriften des Geſetzes entſpricht 
meindeverfaſſungen den Vorſtand der Gemeinde ($ 3 Abſ. 2). 
bilden. e) ob in das Statut Beſtimmungen aufgenommen 
c) Die Aufſicht über die Kaſſen und ihre örtlichen ſind, welche mit dem Zwecke der Kaſſe nicht in 
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leuten, in höherer Inſtanz von der Landdroſtei, 
nach dem Inkrafttreten des Zuſtandigkeitsgeſetzes 
in den bezeichneten Städten, mit Ausnahme der 


b 


en 


Verwaltungsſtellen (8 33) wird in Städten von 


mehr als 10000 Einwohnern von der Orts⸗ 
polizeibehörde, im Uebrigen von dem Landrath, 


in höherer Inſtanz von dem Regierungspräſidenten, 


für den Stadtkreis Berlin von dem Oberpräſidenten, 
in den Provinzen Poſen, Schleswig⸗-Holſtein, 
Heſſen⸗Naſſau, Weſtfalen und der Rheinprovinz 


von den Regierungsabtheilungen des Innern 


wahrgenommen. 


Verbindung ſtehen (§ 3 Abſ. 2), 


d) für den Fall, daß der in § 4 Abſatz 5 (vergl. 


Art. 3 des Geſetzes vom 1. Juni 1884) erwähnte 
Antrag geſtellt iſt, ob die Kaſſe nach dem einge⸗ 
reichten Statut den Anforderungen des § 75 des 
Geſetzes vom 15. Juni 1883, betreffend die 
Krankenverſicherung der Arbeiter (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 73), entſpricht. 

4. Ergeben ſich bei dieſer Prüfung keinerlei Be⸗ 


In der Provinz Hannover wird die Aufſicht denken gegen die Zulaſſung der Kaffe, ſowie gegen die 
bis zum Inkrafttreten des Zuſtändigkeitsgeſetzes Ertheilung der elwa nach Nr. 3 d beantragten Beſcheini⸗ 
vom 1. Auguſt 1883 in den Städten, auf welche gung, ſo iſt ſofort nach Maßgabe der Beſtimmung unter 
die hannoverſche revidirte Städteordnung vom Nr. 8 zu verfahren. 

24. Juni 1858 Anwendung findet, von dem 5. Ergeben ſich Bedenken gegen die Zulaſſung 
Magiſtrate, im Uebrigen von den Amtshaupt⸗ der Kaſſe oder gegen die Ertheilung der beantragten 


Beſcheinigung, To iſt innschalb der in § 4 Abſatz 1 Punkten auch darauf zu erſtrecken, ob die abändernden 
vorgeſchriebenen Friſt mindeſtens ein die beſtehenden Beſchlüſſe nach Maßgabe des Geſetzes (§ 20 Abſatz 3) 
Bedenken vollſtändig und genau bezeichnender Beſcheid und des Statuts ($ 3 Nr. 7) gültig gefaßt find. 

zu erlaſſen. Der Zulaſſungsvermerk lautet in dieſem Falle: 
Im Uebrigen greift das Verfahren nach Maßgabe a) wenn ein vollſtändig revidirtes Statut einge⸗ 
der §§ 141, 161 Abſ. 2 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom reicht iſt: b 

J. Auguſt 1883, ſoweit dieſes Geſetz noch nicht in „Die am (Datum der erſten Zulaſſung) 
Kraft getreten iſt, das Verfahren nach Maßgabe der als eingeſchriebene Hilfskaſſe zugelaſſene und 
§§ 20, 21 der Gewerbeordnung und der Nr. 58 5 unter Nr. ... des Regiſters eingetragene 
58 der Anweiſung zur Ausführung derſelben vom (Name der Kaſſe) bleibt auf Grund des vor: 
4. September 1869, letzteres mit den aus den Beſtim⸗ ſtehenden revidirten Statuts als eingeſchriebene 
mungen unter Nr. 6 und 7 ſich ergebenden Abweichun⸗ Hilfskaſſe ferner zugelaſſen.“ 


gen, Platz. 0 e 
6. Der ſchriftliche Beſcheid (Nr. 55 der Anwei⸗ (Der Bezirksausſchuß.) 
ſung vom 4. September 1869) hat diejenigen Beſtim⸗ (Siegel.) (Unterſchriſt.) 


h) wenn nur eine Zuſammenſtellung der abändernden 
Beſtimmungen eingereicht iſt: 

„Die am (Datum der erſten Zulaſſung) 
als eingeſchriebene Hilfskaſſe zugelaſſene und 
unter Nr. ... des Regiſters eingetragene 
(Name der Kaſſe) bleibt mit den vorſtehenden 
Abänderungen des Kaſſenſtatuts als einge⸗ 
ſchriebene Hilfskaſſe ferner zugelaſſen.“ 

N 


mungen des Statuts, welche den Anforderungen des 
Geſetzes nicht entſprechen oder die Ertheilung der auf 
Grund des § 4 Abſatz 5 beantragten Beſcheinigung 
ausſchließen, genau zu bezeichnen und die Gründe der 
Beanſtandung anzugeben. 

7. Der Rekurs und deſſen Rechtfertigung iſt inner⸗ 
halb der geſetzlichen Friſt und zwar zur Beſchleunigung 
des Verfahrens in der Regel nicht unmittelbar bei der 


Centralbehörde, ſondern bei der höheren Verwaltungs⸗ N., den er 
behörde einzureichen, worauf in dem Beſcheide jedesmal 1 (Der Bezirksausſchuß.) 
hinzuweiſen iſt. (Siegel.) (unterſchrift.) 


8. Sobald zu Gunſten der Zulaſſung der Kaſſe Iſt zu Gunſten der Aufrechterhaltung oder Er⸗ 

entſchieden iſt, werden die eingereichten Exemplare desſtheilung der auf Grund des § 4 Abſatz 5 beantragten 

Statuts mit folgendem Zulaſſungsvermerke verſehen: Beſcheinigung entſchieden, ſo iſt dem Zulaſſungsver⸗ 

„Die (Name der Kalle) iſt auf Grund desfmerke der in Nr. 8 Abſatz 2 bezeichnete Zuſatz bei⸗ 
vorſtehenden Statuts als eingeſchriebene Hilfs- zufügen. 

kaſſe zugelaſſen und unter Nr. . . . des Regiſters 10. Jede höhere Verwaltungsbehörde hat ein nach 

der eingeſchriebenen Hilfskaſſen eingetragen.“ dem angeſchloſſenen Formulare einzurichtendes Regiſter 


denden es der eingeſchriebenen Hilfskaſſen zu führen. 
(Der Bezirksausſchuß.) Jede Kaſſe iſt auf einer beſonderen Seite des 
(Siegel.) (unterſchrift.) Regiſters einzutragen. 


Iſt zu Gunſten der Ertheilung der auf Grund 
des § 4 Abſatz 5 beantragten Beſcheinigung entſchieden, 
ſo erhält der Zulaſſungsvermerk folgenden Zuſatz: 

„Dieſelbe entſpricht den Anforderungen des 
§ 75 des Geſetzes, betreffend die Kranken⸗ 3 
verſicherung der Arbeiter, vom 15. Zuni 1883.“ Datum des Zulaſſungsvermerks. 

Ein Exemplar des Statuts iſt nach vorgängiger Bei Abänderungen des Statuts iſt das Datum 
Eintragung der Kaſſe in das Negiſter (Rr. 10) durchſdes Zulaſſungsvermerks in die Spalte 4 einzutragen 
Vermittelung der Aufſichtsbehörde den Antragſtellernfund in der Spalte 5 anzugeben, ob ein revidirtes 
zuzuſtellen. Statut oder nur einzelne Statutenänderungen vorliegen. 

Iſt die Gemeindebehörde nicht zugleich Aufſichts-“Erſtreckt ſich die Aenderung auch auf die Bezeichnung 
behörde (Nr. 1), ſo hat die letztere die Gemeindebehörde der Kaſſe, ſo iſt der neue Name in Spalte 2 einzu: 
von der erfolgten Zulaſſung zu benachrichtigen. tragen 

9. Beſchließt eine Kaſſe Abänderungen des Statuts, Wird die Kaſſe aufgelöſt oder geſchloſſen, oder 
jo iſt eine Zuſammenſtellung der abändernden Beſchlüſſef wird über dieſelbe der Konkurs eröffnet, ſo iſt dies auf 
oder ein vollſtändiges revidirtes Kaſſenſtatut in zwei der betreffenden Seite des Regiſters zu vermerken und 
Exemplaren unter Beifügung der über die Beſchluß⸗ das Datum des Auflöſungsbeſchluſſes, des die Schließung 
faſſung aufgenommenen Verhandlung dem Gemeinde- |ausfprechenden Beſcheides oder der Konkurseröffnung in 
vorſtande einzureichen, worauf das unter Nr. 2 bis 8 [die Spalte 4 einzutragen. ’ 
vorgeſchriebene Verfahren Platz greift. Iſt die Beſcheinigung auf Grund des § 4 Abſatz 5 

Die Prüfung der höheren Verwaltungsbehörde hatſertheilt, ſo iſt dies in Spalte 5 zu vermerken. 
ſich in dieſem Falle neben den unter Nr. 3 bezeichneten 11. Die Anmeldung der Zuſammenſetzung des 


Die Eintragung erfolgt ſofort nach Ertheilung des 
Zulaſſungsvermerks. 
Einzutragen ſind: 
die laufende Nummer, 
Name und Sitz der Kaſſe. 


* 
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Vorſtandes einer eingeſchriebenen Hilfskaſſe und der in 
dieſer Zuſammenſetzung eingetretenen Veränderungen 
(§ 17) erfolgt durch die Vorſtandsmitglieder in Perſon 
oder durch beglaubigte ſchriftliche Erklärung. 

Entſtehen über die Identität der anmeldenden 
Perſonen oder über die Richtigkeit der Anmeldung 
Zweifel, ſo hat die Gemeindebehörde nach pflichtmäßigem 
Ermeſſen auf dem ihr geeignet erſcheinenden Wege den 
Sachverhalt feſtzuſtellen. 

Der Vorſtand einer Gemeinde, in deren Bezirk 
eingeſchriebene Hilfskaſſen ihren Sitz haben, hat über 
die Perſonen, welche als Mitglieder der Vorſtände der 
Kaſſen angemeldet werden, ein Verzeichniß zu führen 
und fortlaufend nach Maßgabe der angemeldeten Ver⸗ 
änderungen richtig zu erhalten. Auf Grund dieſes Ver⸗ 
zeichniſſes find die in § 17 Abſatz 2 erwähnten Zeug: 
niſſe auszuſtellen. 

12. Die Aufſichtsbehörde hat bei Wahrnehmung 
ihrer geſetzlichen Obliegenheiten Folgendes zu beachten: 

a) Sie hat die auf Grund des § 19 d eingehenden 
Anzeigen den zuſtändigen Anfſichtsbehörden der 
angemeldeten örtlichen Verwaltungsſtellen mitzu⸗ 
theilen. 

Soweit ihr die zuſtändigen Behörden nicht 
bekannt ſind, hat ſie zur Ausführung dieſer Vor⸗ 
ſchrift die Vermittelung der höheren Auffſichtsbe⸗ 
hörde anzurufen. 

Die gegenwärtig bereits beſtehenden einge⸗ 

ſchrielenen Hilfskaſſen, in deren Statuten die Er⸗ 
richtung örklicher Verwaltungsſtellen vorgeſehen 
iſt, ſind rechtzeitig aufzufordern, dieſe Anzeigen 
binnen der in Artikel 20 des Geſetzes vom 
1. Juni 1884 vorgeſchriebenen Friſt zu erſtatten. 
Die Aufſichtsbehörde hat, ſofern nicht die im 
§ 76 des Geſetzes über die Krankenverſicherung 
der Arbeiter vom 15. Juni 1883 vorgeſehene An: 
ordnung getroffen iſt, an diejenigen eingeſchriebenen 
Hilfskaſſen, welche für krankenverſicherungspflichtige 
Perſonen beſtimmt oder für ſolche mitbeſtimmt 
ſind, ſowie an die örtlichen Verwaltungsſtellen 
ſolcher Kaſſen auf Grund des § 27 Abſatz 2 das 
Erfordern zu richten, das Ausſcheiden von Mit⸗ 
gliedern in jedem Falle unter Angabe des Vor⸗ 
und Zunamens, des Wohnortes und der Beſchäfti⸗ 
gung binnen einer Woche anzuzeigen. Von den 
eingehenden Anzeigen iſt den für die betheiligten 
Gemeinde⸗Krankenverſicherungen und Orts-Kranken⸗ 
kaſſen geſetzlich oder ſtatutariſch angeordneten 
Meldeſtellen binnen einer Woche nach dem Ein⸗ 
gange Kenntniß zu geben. 
Die Aufſichtsbehörde hat die Kaſſen zur recht⸗ 
zeitigen Erfüllung der ihnen nach § 27 Abfatz 1 
obliegenden Verpflichtungen nöthigenfalls durch 
Geldſtrafen anzuhalten. 
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e) 


f) 


h) 


rufen und nach vergeblichem Ablauf der Friſt 
unter Beachtung der im Statut vorgeſchriebenen 
Formen ($ 3 Nr. 6) die Berufung ſelbſt vorzu⸗ 
nehmen. 
Sie hat ſich von allen Verhältniſſen der Kaſſen, 
ſowie der örtlichen Verwaltungsſtellen derſelben, 
welche für die Wahrnehmung der Aufſicht von 
Bedeutung ſind, ſoweit erforderlich, durch Einſicht 
der Bücher und Verhandlungen in fortlaufender 
Kenntniß zu erhalten. Mindeſtens einmal jähr⸗ 
lich hat ſie eine unvermuthete Reviſion, verbunden 
mit einer Prüfung der Bücher, Rechnungen und 
Verhandlungen der Kaffe oder der örtlichen Ver⸗ 
waltungsſtelle, vorzunehmen und dabei namentlich 
auch feſtzuſtellen, ob der Vorſchrift des § 24 des 
Geſetzes genügt wird, und ob einer der in § 29 
Nr. 1, 2, 3, 4, 6 bezeichneten Fälle vorliegt. 
Sie hat in allen Fällen, in welchen durch die 
Kaſſenreviſion, durch die Prüfung der Bücher, 
Rechnungen und Verhandlungen oder durch Be⸗ 
ſchwerden von Kaſſenmitgliedern zu ihrer Kenntniß 
gelangt, daß der Vorſtand einer Kaſſe oder einer 
örtlichen Verwaltungsſtelle den ihm geſetzlich ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen nicht nachkommt, den⸗ 
ſelben zur Erfüllung der letzteren durch Anwen⸗ 
dung der zuläſſigen Zwangsmittel (8 33 Abſ. 4) 
anzuhalten und bei ſchweren Pflichtverletzungen 
die Einleitung des gerichtlichen Strafverfahrens 
auf Grund des § 34 zu veranlaſſen. . 
Sie hat in den im $ 29 unter Nr. 1 bis 3 er- 
wähnten Fallen an die Kaſſen die daſelbſt vor⸗ 
geſehenen Aufforderungen und Auflagen zu er⸗ 
laſſen und in jedem Falle die innezuhaltende Friſt 
in der Verfügung anzugeben. 
Wenn über eine eingeſchriebene Hilfskaſſe das 
Konkursverfahren eröffnet wird (§ 29 Abſatz 3), 
oder wenn einer der Fälle eintritt, in welchen 
nach § 29 Nr. 1 bis 6 die Schließung einer 
Kaſſe erfolgen kann, fo iſt der höheren Aufſichts⸗ 
behörde innerhalb 14 Tagen Anzeige zu machen. 
Innerhalb der gleichen Friſt iſt der höheren 
Aufſichtsbehörde die erfolgte Auflöſung einer Kaſſe 
anzuzeigen. 
In dem Falle des § 30 Satz 2 hat die Auf⸗ 
ſichtsbehörde die erforderlichen Verfügungen wegen 
Abwickelung der Geſchäfte der Kaſſe zu treffen. 


13. Die von der Aufſichtsbehörde erlaſſenen Ver⸗ 


fügungen, die Androhung und Feſtſetzung von Geld⸗ 
ſtrafen ſowie die Anwendung von ſonſtigen Zwangs⸗ 
mitteln können von den Kaſſenvorſtänden und den ört⸗ 
lichen Verwaltungsſtellen nach Maßgabe der 88 127 
bis 129 des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juni 1883 
in dem daſelbſt geregelten Inſtanzenzuge angefochten 


d) Sie hat im Falle des $ 33 Abſatz 3 auf An⸗ werden. 


rufung der Antragſteller (§ 22 Abſatz 2) den 


In den Provinzen Poſen, Schleswig⸗Holſtein, 


Vorſtand der Kaſſe aufzufordern, binnen einer be- Hannover, Heſſen⸗Naſſau und der Rheinprovinz tritt, To 


ſtimmten Friſt 


die Generalverſammlung zu be⸗ lange das gedachte Geſetz daſelbſt nicht in Kraft geſetzt 
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iſt, an die Stelle dieſes Verfahrens das Verfahren nach einer ertheilten Approbation c. vorgeſchrieben ſind. Der 
Nr. 56 der Anweiſung zur Ausführung der Gewerbe⸗ Rekurs iſt auch in dieſem Falle zur Beſchleunigung des 
ordnung mit der aus Nr. 7 oben ſich ergebenden Ab⸗ Verfahrens in der Regel bei der höheren Verwaltungs⸗ 


weichung. behörde einzureichen (Nr. 7). 
14. Das Verfahren auf Schließung einer Kaſſe 15. Ueber die im 8 27 vorgeſchriebenen Formulare 
richtet ſich nach § 142 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom und Friſten beſchließt der Bundesrath. 
1. Auguſt 1883. Berlin, den 14. Juli 1884. 
Soweit dieſes Geſetz noch nicht in Kraft getreten Für den Miniſter für Handel und Gewerbe. 
iſt, greifen ſtatt deſſelben die Beſtimmungen Platz, welche von Boetticher. 
in Nr. 60 ff. der Anweiſung zur Gewerbeordnung vom Für den Miniſter des Innern. 
4. September 1869 für das Verfahren bei Entziehung Herrfurth. 


Anlage. 


Reg i ſt e r 
der 
e in geſchrie benen Hülfskaſſen 
für den Bezirk 


1 2 | 3 | 4 5 
Lau⸗ | Datum | 
er dame der Kalle. Sitz der Kaffe. Zulaffunge: | Bemerkungen. 
417 | vermerks. 
i 


. ͤ ——— —6—ß :] —·— ö — ——— e — 
1 
2 
Ausgegeben am 31. Sul 188. Beni der R. Kanterſchen Hofbuchbruderd. 


